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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an den Rat über die multinationalen Unternehmen und die 
Gemeinschaftsvorschriften 
— Drucksache 7/1368 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jens 


i. 

Die Mitteilung der EG-Kommission an den Rat 
— Drucksache 7/1368 — wurde am 16. Januar 1974 
vom Präsidenten des Deutschen Bundestages an den 
Ausschuß für Wirtschaft federführend, an den 
Finanzausschuß, an den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung und an den Ausschuß für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
haben die Vorlage beraten und zur Kenntnis ge- 
nommen. Der Finanzausschuß hat bedauert, daß er 
die Vorlage vor der Sommerpause nicht mehr bera- 
ten konnte. Er bittet, in die erbetene Berichterstat- 
tung (siehe Ziffer 2 c des Ausschußantrages) einbe- 
zogen zu werden. 

II. 

In ihrer Mitteilung an den Rat untersucht die 
Kommission die Bedeutung der multinationalen 
Unternehmen für die Gemeinschaft. Der Schwer- 
punkt ihrer Analysen und Vorschläge liegt auf den 
wirtschaftspolitischen Problemen, die sich für die 
Gemeinschaft selbst aus der Tätigkeit multinatio- 
naler Unternehmen ergeben. Die Kommission stellt 
im wesentlichen fest: 


1. In den meisten Fällen entspricht die multinatio- 
nale Entwicklung eines Unternehmens den Erfor- 
dernissen einer optimalen Ausnutzung der natür- 
lichen wirtschaftlichen und sozialen Gegeben- 
heiten. In manchen Fällen kann die multinatio- 
nale Entwicklung einen Beitrag zur Förderung 
der weltweiten Arbeitsteilung, zur Verbreitung 
der technologischen Kenntnisse, zur Industriali- 
sierung der Entwicklungsgebiete und zur Anglei- 
chung der sozialen Verhältnisse leisten. 

2. Die Intensivierung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit innerhalb der Gemeinschaft ist 
wünschenswert. Hierzu können auch die Beseiti- 
gung der rechtlichen und steuerlichen Hinder- 
nisse, die Förderung von Kooperation, die Förde- 
rung von Unternehmenszusammenschlüssen und 
sogar die Bildung multinationaler Unternehmen 
dienen, wenn sie einen nützlichen Beitrag zur 
Erreichung der wirtschaftlichen und sozialen 
Ziele der Gemeinschaft leisten. 

3. Schwere und weit verbreitete Bedenken be- 
stehen aber wegen des Einflusses der multinatio- 
nalen Unternehmen auf das wirtschaftliche, so- 
ziale und politische Leben der Länder, in denen 
sie operieren. Die Hauptursache für die Beden- 
ken liegt darin, daß diese Unternehmen eine der- 
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artige Größenordnung und räumliche Ausdeh- 
nung erlangt haben, daß Zweifel an der Wirk- 
samkeit der herkömmlichen Maßnahmen wach 
wurden. Dies gilt um so mehr, als Staaten und 
Gewerkschaften noch keinen entsprechenden 
Grad der internationalen Integration erreicht ha- 
ben. Die rechtlichen, steuerlichen, wirtschaft- 
lichen und währungspolitischen Regelungen der 
einzelnen Staaten sind viel zu eng, um den Pro- 
blemen der multinationalen Konzerne beizukom- 
men. 

4. Die von der Kommission vorgeschlagenen Aktio- 
nen zielen nicht nur auf die multinationalen Un- 
ternehmen ab; fast alle Maßnahmen, die die Ge- 
meinschaft gegenüber den multinationalen Un- 
ternehmen treffen kann, berühren Probleme, die 
auch von nationalen Unternehmen und von Ein- 
zelpersonen geschaffen werden können. 

Die Kommission betont ausdrücklich, daß sich mit 
ihren Vorschlägen nicht alle Probleme lösen las- 
sen? für manche Probleme hat die Kommission 
gegenwärtig keine geeigneten Lösungen parat. 
Die Vorschläge sind als eine Aktion zu betrach- 
ten, die jetzt eingeleitet und später ergänzt wer- 
den soll. 

5. Ziel der Gemeinschaftsaktion darf nicht sein, die 
Entwicklung eines Phänomens zu behindern, des- 
sen wirtschaftliche und soziale Vorteile aner- 
kannt werden? die Gemeinschaft muß lediglich 
vor den nachteiligen Folgen geschützt werden. 
Die Lösung kann nur darin liegen, daß auf der 
Ebene der Gemeinschaft und auf internationaler 
Ebene (OECD, VN) angemessene Gegengewichte 
geschaffen werden, um so zu einem Gleichge- 
wicht zwischen multinationalen Unternehmen, 
staatlicher Wirtschaftspolitik und Gewerkschaf- 
ten zu kommen. 

6. Nach Auffassung der Kommission sind Aktionen 
erforderlich 

— - zum Schutz des Gemeinwohls (Steuerpflicht, 
Versorgungssicherheit, Währungsprobleme, 
gegenseitiges überbieten bei staatlichen Bei- 
hilfen, Schutz von Aktionären und Dritten) ? 

— zum Schutz der Arbeitnehmer (Schaffung 
eines gewerkschaftlichen Gegengewichts, 
europäische Tarifverträge, Sicherung der Ar- 
beitsplätze, effektive Mitbestimmung usw.)? 

— zur Erhaltung des Wettbewerbs? 

— zur Festlegung von Verhaltensnormen für den 
Aufkauf von Unternehmen? 


— zum Abbau der Diskriminierungen, denen sich 
Unternehmen aus der Gemeinschaft in drit- 
ten Ländern ausgesetzt sehen? 

— zur Festlegung angemessener Bedingungen 
für die Ansiedlung multinationaler Unter- 
nehmen in den Entwicklungsländern? 

— zur Verbesserung der Information über die 
multinationalen Unternehmen. 

III. 

Der Ausschuß hat begrüßt, daß die Europäischen 
Gemeinschaften sich mit diesen Fragen befassen. 
Anders als die Vereinten Nationen und die OECD 
besitzen die Europäischen Gemeinschaften weitge- 
hende Regelungsbefugnisse. Diese sollten genutzt 
werden. Dabei darf allerdings nicht übersehen wer- 
den, daß bei wichtigen Problemen ergänzende Akti- 
vitäten auf internationaler Ebene erforderlich sind. 

Der Ausschuß teilt mit der Bundesregierung die 
Meinung, daß das tendenziell gestörte Gleichgewicht 
zwischen multinationalen Unternehmen einerseits 
und staatlicher Wirtschaftspolitik andererseits nicht 
durch eine restriktive Politik gegenüber den multi- 
nationalen Unternehmen wiederhergestellt werden 
sollte, sondern dadurch, daß die Wirtschaftspolitik 
sich ebenfalls auf europäischer Ebene strukturiert. 
Das gleiche gilt für das Verhältnis zwischen multi- 
nationalen Unternehmen und Gewerkschaften. 

Der Ausschuß empfiehlt, schrittweise vorzugehen. 
Vordringlich sollten Maßnahmen 

— zur Verbesserung der Publizität der Unterneh- 
men 

— zur Transparenz der Unternehmenspolitiken 

— zur Harmonisierung des Steuerrechts, damit Ein- 
kommensverlagerungen in niedrig besteuerten 
Ländern vermieden werden 

— zur Vereinheitlichung der Fusionskontrolle in 
der Gemeinschaft 

ergriffen werden. Bei diesen Maßnahmen sind die 
Arbeitnehmerinteressen angemessen zu berücksich- 
tigen sowie die entwicklungspolitischen Zielsetzun- 
gen zu beachten. 

Der Ausschuß bittet die Bundesregierung, darauf 
zu achten, daß die Maßnahmen innerhalb der Ge- 
meinschaft zügig in Angriff genommen werden. Die 
Bundesregierung sollte dem Wirtschaftsausschuß 
laufend über den Fortgang berichten. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, von der Mitteilung der Kommission Kenntnis 
zu nehmen und der Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Dr. Jens 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von der Mitteilung der Kommission — Drucksache 7/1368 — wird Kenntnis 

genommen. 

2. Die folgende Entschließung wird angenommen: 

a) Der Wirtschaftsausschuß begrüßt die Initiative der Kommission der EG, 
die Probleme der multinationalen Unternehmen aufzugreifen. Er bittet die 
Bundesregierung, sich für die Grundtendenz der Kommissionsmitteilung 
auszusprechen und durch eigene Beiträge im Rat dafür zu sorgen, daß 

— durch die Verbesserung des Bilanzrechts und der Statistik auf Gemein- 
schaftsebene die Information über Struktur und Tätigkeit der multi- 
nationalen Unternehmen verbessert wird, 

— durch die Harmonisierung des Steuerrechts Einkommensverlagerungen 
in niedrig besteuerte Länder vermieden werden, 

— durch eine einheitliche Fusionskontrolle in der Gemeinschaft die glei- 
chen Voraussetzungen für Unternehmenszusammenschlüsse gelten, 

— bei den angestrebten Regelungen die Arbeitnehmerinteressen gebüh- 
rend berücksichtigt werden, 

— die entwiddungspolitischen Aspekte nicht vernachlässigt werden. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten darauf zu achten, daß die Maßnahmen 
innerhalb der Gemeinschaft zügig in Angriff genommen werden. 

c) Die Bundesregierung wird gebeten, dem Wirtschaftsausschuß laufend über 
den Fortgang zu berichten. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Dr. Jens 

Vorsitzender Berichterstatter 
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